
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Nach langem politischen Poker stimmte der Bundesrat dem Steuerverein-
fachungsgesetz 2011 am 23.9.2011 endgültig zu. Es tritt – mit Ausnahmen 
– zum 1.1.2012 in Kraft. Einige Bestimmungen gelten aber auch schon rück-
wirkend zum 1.1.2011. Zu den wichtigsten Beschlüssen gehören u. a.:

Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags: Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag wird 
von derzeit 920 € geringfügig auf 1.000 € angehoben. 

Kosten für die Kinderbetreuung: Kinderbetreuungskosten werden heute in Abhängig-
keit davon, ob sie durch die Berufstätigkeit bedingt oder privat veranlasst sind, un-
terschiedlich steuerlich berücksichtigt. Auf diese Unterscheidung verzichtet der Ge-
setzgeber künftig, was dazu führt, dass mehr Steuerpfl ichtige von dem Steuervorteil 
profi tieren. 

Kindergeld/-freibeträge für volljährige Kinder: Sowohl im Rahmen des Kindergeld-
antrags gegenüber den Familienkassen als auch im Rahmen der Einkommensteuerer-
klärung gegenüber dem Finanzamt mussten die Einkünfte und Bezüge der Kinder auf-
wendig und detailliert aufgeschlüsselt werden. Künftig verzichtet der Fiskus auf die 
Einkommensüberprüfung bei volljährigen Kindern. Nach Abschluss einer erstmaligen 
Berufsausbildung wird jedoch – widerlegbar – vermutet, dass das Kind in der Lage ist, 
sich selbst zu unterhalten und damit nicht mehr zu berücksichtigen ist. Bei einer wei-
teren Ausbildung und z. B. einer Erwerbstätigkeit von weniger als 20 Stunden in der 
Woche kann dies widerlegt werden.

Entfernungspauschale: Nutzte der Steuerpfl ichtige für den Arbeitsweg sowohl öffent-
liche Verkehrsmittel als auch einen Pkw, waren umfangreiche Aufzeichnungen und Be-
rechnungen erforderlich, um die Höhe der Werbungskosten zu dokumentieren. Durch die 
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Umstellung auf eine jährliche Vergleichsrechnung entfällt die Notwendigkeit, entspre-
chende Aufzeichnungen zu führen und im Erklärungsvordruck darzulegen. 

Einbeziehung von Kapitaleinkünften bei Spendenabzug und außergewöhnlichen Be-
lastungen: Kapitalerträge mussten in der Einkommensteuererklärung weiter angegeben 
werden, wenn außergewöhnliche Belastungen oder Spenden steuerlich geltend gemacht 
wurden. Dann musste der Antragsteller seine Kapitalerträge allein für diese Zwecke trotz 
der bereits erfolgten abgeltenden Besteuerung ermitteln und dem Finanzamt gegenüber 
erklären. In Zukunft wird auf diese Erklärungspfl icht verzichtet. 

Gebührenpfl icht für verbindliche Auskunft: Für die Bearbeitung von Anträgen auf Er-
teilung einer verbindlichen Auskunft durch das Finanzamt werden Gebühren erhoben.  
Diese berechnen sich nach dem Gegenstandswert, den die verbindliche Auskunft für den 
Antragsteller hat. Eine sog. „Bagatellgrenze“ in Höhe von bis zu 10.000 € soll vermeiden, 
dass Steuerpfl ichtige für verbindliche Auskünfte bezahlen müssen, wenn sie im Vorfeld 
einer Investi tionsentscheidung steuerliche Planungssicherheit erlangen möchten.

Erstattung bei Sonderausgaben: Auf ein Wiederaufrollen alter Steuerfestsetzungen 
aufgrund von Erstattungen für zurückliegende Jahre wird verzichtet. In solchen Fällen 
erfolgt künftig eine Hinzurechnung im Jahr der Erstattung.

Verbilligte Vermietung: Bei verbilligter Vermietung einer Wohnung – wie sie häufi g 
unter Angehörigen vorkommt – wurde der maßgebliche Prozentsatz auf 66 % (bzw. 2/3 
der ortsüblichen Miete) vereinheitlicht. Auf die vom Steuerpfl ichtigen aufwendig zu er-
stellende Totalüberschussprognose wird verzichtet. Beträgt die Miete demnach mehr als 
66 % der ortsüblichen Miete, gilt die Vermietung als vollentgeltlich und ermöglicht den 
vollen Werbungskostenabzug. Die betroffenen Mietverhältnisse sollten daher überprüft 
und ggf. angepasst werden!

Klarstellung für Betriebsaufgabe bzw. -verpachtung: Zukünftig wird gesetzlich gere-
gelt, dass der Betrieb bis zu einer ausdrücklichen Aufgabeerklärung als fortgeführt gilt.  
Die Neuregelung trägt zu mehr Rechtssicherheit für den Steuerpfl ichtigen bei.

Pauschale Betriebsausgaben aus Holznutzung: Steuerpfl ichtige, die für ihren Betrieb 
nicht zur Buchführung verpfl ichtet sind und deren forstwirtschaftlich genutzte Fläche 
50 Hektar nicht übersteigt, können auf Antrag für ein Wirtschaftsjahr bei der Ermittlung 
der Gewinne aus Holznutzungen pauschale Betriebsausgaben abziehen. Diese pauscha-
len Betriebsausgaben wurden reduziert. Sie betragen 55 % der Einnahmen aus der Ver-
wertung des eingeschlagenen Holzes (vorher 65 %) bzw. soweit Holz auf dem Stamm 
verkauft wird, 20 % (vorher 40 %) der Einnahmen aus der Veräußerung des stehenden 
Holzes.

Einkommensteuererklärungen alle zwei Jahre: Diese Regelung wurde im Vermittlungs-
ausschuss gestrichen. Danach sollten nicht unternehmerisch tätige Steuerpfl ichtige ihre 
Einkommensteuererklärungen – unter weiteren Voraussetzungen – wahlweise nur noch 
alle zwei Jahre abgeben können. 

Erleichterungen bei der elektronischen Rechnungsstellung: Das Umsatzsteuergesetz 
sah für auf elektronischem Weg übermittelte Rechnungen hohe technische Anforde-
rungen vor. Durch die Neufassung des Gesetzes werden diese Anforderungen an eine 
elektronische Rechnung für die Belange der Umsatzsteuer deutlich reduziert. Danach 
werden rückwirkend ab dem 1.7.2011 Papier- und elektronische Rechnungen gleich be-
handelt. Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem elektronischen 
Format ausgestellt und empfangen wird. Hierunter fallen Rechnungen, die per E-Mail, 
im EDI-Verfahren, als PDF- oder Textdatei, per Computer-Telefax oder Fax-Server (nicht 
aber Standard-Telefax) oder im Wege des Datenträgeraustauschs übermittelt werden.

Sowohl Rechnungsaussteller als auch Rechnungsempfänger müssen während der je-
weils für sie geltenden Dauer der Aufbewahrungsfrist die Echtheit der Herkunft der 
Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und ihre Lesbarkeit gewährleisten. Unter 
Echtheit der Herkunft ist die Sicherheit der Identität des Rechnungsausstellers zu ver-
stehen. Unversehrtheit des Inhalts liegt vor, wenn die nach dem Umsatzsteuergesetz 
erforderlichen Angaben nicht geändert wurden.



Steuerpfl ichtige können unter weiteren Voraussetzungen für die künftige 
Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren „beweglichen Wirtschafts-
guts“ des Anlagevermögens eine den Gewinn mindernde Rücklage bilden. 

Beweglich oder unbeweglich können nur „materielle“ Wirtschaftsgüter 
sein. Ist beabsichtigt, künftig immaterielle Wirtschaftsgüter anzuschaffen, kann nach 
einer Entscheidung des Bundesfi nanzhofs vom 18.5.2011 keine Ansparabschreibung vor-
genommen werden. Materielle Wirtschaftsgüter sind körperliche Gegenstände, ferner 
die auf konkrete materielle Werte gerichteten Finanzwerte. Immaterielle Wirtschafts-
güter unterscheiden sich davon durch ihre Unkörperlichkeit; es handelt sich zumeist um 
geistige Werte, z. B. Ideen und Rechte. 

Computerprogramme jedweder Art sind grundsätzlich auch dann, wenn sie auf einem 
Datenträger gespeichert und demnach aus materiellen und immateriellen Elementen 
zusammengesetzt sind, unkörperlicher Natur und daher immaterielle Wirtschaftsgüter. 

Anmerkung: Die Entscheidung ist auch auf den seit 2007 zu gewährenden „Investiti-
onsabzugsbetrag“ anzuwenden. Grundsätzlich können auch für sog. „immaterielle Wirt-
schaftsgüter“ weder die Sofortabschreibung für geringwertige Wirtschaftsgüter noch 
die degressive AfA für Wirtschaftsgüter, die nach dem 31.12.2008 und vor dem 1.1.2011 
angeschafft oder hergestellt worden sind, beansprucht werden. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs (BFH) konnte ein 
Arbeitnehmer, der in mehreren betrieblichen Einrichtungen des Arbeitgebers 
tätig war, auch mehrere regelmäßige Arbeitsstätten nebeneinander inneha-
ben. Hieran hält er jedoch nicht länger fest. 

Unter Änderung seiner Rechtsprechung hat der BFH nun mit drei Urteilen vom 9.6.2011 
entschieden, dass ein Arbeitnehmer nicht mehr als eine regelmäßige Arbeitsstätte 
innehaben kann. Komplizierte Berechnungen des geldwerten Vorteils wegen mehrerer 
regelmäßiger Arbeitsstätten, das „Aufsplitten“ der Entfernungspauschale beim Aufsu-
chen mehrerer Tätigkeitsstätten an einem Arbeitstag und die entsprechend komplizierte 
Ermittlung von Verpfl egungsmehraufwendungen sind damit künftig entbehrlich. 

Anmerkung: Bei derartigen Arbeitsverträgen sollte die bisherige Handhabung der Be-
rechnung des Sachbezugs und ggf. der Reisekosten geprüft und nach Rücksprache mit 
uns angepasst werden.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat in in der Vergangenheit in mehreren Ent-
scheidungen die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nä-
her präzisiert. Danach muss das Fahrtenbuch eine hinreichende Gewähr für 
die Vollständigkeit und Richtigkeit der Aufzeichnungen bieten, sodass der zu 

versteuernde Anteil (Privatfahrten und Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte) 
an der Gesamtfahrleistung mit vertretbarem Aufwand überprüft werden kann. Dazu 
gehört auch, dass das Fahrtenbuch zeitnah und fortlaufend in einer geordneten und 
geschlossenen äußeren Form geführt wird, die nachträgliche Einfügungen oder Ver-
änderungen ausschließt oder zumindest deutlich als solche erkennbar werden lässt. 
Demnach reichen etwa laufend, aber lose gefertigte Aufzeichnungen nicht aus. 

Auch eine mithilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt den Anforderun-
gen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn nachträgliche Veränderun-
gen an den zu einem früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten nach der Funktionsweise 
des verwendeten Programms technisch ausgeschlossen sind oder in ihrer Reichweite in 
der Datei selbst dokumentiert und offengelegt werden. 

In seinem jüngsten Beschluss vom 12.7.2011 gelangte der BFH ebenfalls zu dem Schluss, 
dass die mithilfe des MS Excel-Tabellenkalkulationsprogramms erstellten Tabellenblät-
ter sowie die diesen zugrunde liegenden handschriftlichen losen Aufzeichnungen nicht 
den von der Rechtsprechung geforderten Anforderungen genügen. Eine Manipulation 
hinsichtlich der gefahrenen Kilometer zu einem späteren Zeitpunkt könne damit nicht 
ausgeschlossen werden.
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli-Zuschlag (mtl.) 

10.11.2011

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.11.2011

Sozialversicherungsbeiträge 28.11.2011

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.7.2011 = 0,37 %  1.7.2009 – 30.6.2011 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2011: August = 111,0; Juli = 111,0; Juni = 110,6; Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3; 
Februar = 109,8; Januar = 109,2; 2010: Dezember 109,6; November = 108,5; Oktober = 108,4
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Durch die Einführung des Alterseinkünftegesetzes wurde die Besteuerung 
von Renten ab dem Jahr 2005 geändert. Die Rentenversicherungsträger tei-
len die Höhe der Renten in Form von sog. Rentenbezugsmitteilungen mit.

Ab September 2011 beginnt die Finanzverwaltung nun mit der Überprüfung der 
Rentner, die bisher keine Steuererklärung abgegeben haben. Wenn die Auswertung 
der Rentenbezugsmitteilungen ergibt, dass gegebenenfalls Steuern zu zahlen sind, wer-
den die Rentner aufgefordert, eine Steuererklärung abzugeben.

Liegt das zu versteuernde Einkommen unter dem steuerlichen Grundfreibetrag, fällt 
i. d. R. keine Steuer an. Wer nur eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
(z. B. Erwerbsminderungs-, Alters-, Witwen- oder Witwerrente) bezieht und keine wei-
teren Einkünfte hat, muss im Regelfall auch künftig keine Steuern zahlen. 

Beispiel: Ein Alleinstehender, der nur eine gesetzliche Rente bezieht, die den Betrag 
von ca. 1.550 € pro Monat (ca. 18.600 € jährlich) nicht übersteigt und mit einem Anteil 
von 50 % der Besteuerung unterliegt, zahlt auch künftig keine Steuern. Bei Ehegatten 
verdoppeln sich die Beträge (ca. 3.100 € pro Monat, ca. 37.200 € jährlich).

Bitte beachten Sie jedoch, dass zu den weiteren Einkünften z. B. auch Betriebsrenten 
oder Renten aus privaten Versicherungsverträgen zählen.

Mit zwei zeitgleich veröffentlichten Urteilen hat der Bundesfi nanzhof (BFH) 
zu der bisher häufi g streitigen umsatzsteuerlichen Abgrenzung von Essens-
lieferungen (Steuersatz 7 %) und Restaurationsleistungen (Steuersatz 19 %) 
Stellung genommen. Die Entscheidungen beruhen auf einem neuen Urteil 
des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 10.3.2011, das aufgrund von 
Vorlagen des BFH ergangen ist. 

Danach liegt eine dem ermäßigten Steuersatz unterliegende Essenslieferung vor, 
wenn nur einfach zubereitete Speisen (wie z. B. Bratwürste oder Pommes frites oder 
ähnlich standardisiert zubereitete Speisen) abgegeben werden und dem Kunden le-
diglich behelfsmäßige Verzehrvorrichtungen (wie z. B. Theken oder Ablagebretter bei 
Imbissständen) zur Einnahme der Speisen zur Verfügung stehen und die Speisen nur 
im Stehen eingenommen werden können.

Zu einem dem Regelsteuersatz unterliegenden Restaurationsumsatz führt die Abgabe 
von Standardspeisen dagegen, sobald der leistende Unternehmer seinen Kunden zusätz-
liches Mobiliar wie Tisch(e) mit Sitzgelegenheiten zur Verfügung stellt. Im Unterschied 
zur früheren Rechtsprechung sind dabei jedoch Verzehrvorrichtungen Dritter – wie z. B. 
Tische und Bänke eines Standnachbarn – nicht zu berücksichtigen, auch wenn diese im 
Interesse des leistenden Unternehmers zur Verfügung gestellt wurden. 
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